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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Nachdem die Räte im Jahr 2014 eine Motion zur Befreiung von Babysitting und
Hausdienstarbeit von AHV-Beiträgen überwiesen hatten, beschäftigten sie sich bereits
im Folgejahr wieder mit dem Thema. Anlass war eine parlamentarische Initiative Pieren
(svp, BE), welche einen AHV-Freibetrag für Babysitting forderte. Konkret sollte die
Tätigkeit von Babysittern, sofern mit weniger als CHF 3'000 jährlich entlohnt, nicht
mehr als Erwerbstätigkeit im sozialversicherungsrechtlichen Sinne gelten und damit von
jeglichen Sozialabgaben befreit sein. Begründet wurde dies insbesondere durch den
grossen administrativen Mehraufwand, welche eine Anmeldung aller Babysitter bei der
AHV sowohl für die regionalen AHV-Stellen als auch für die als Arbeitgeber fungierenden
Eltern bedeuten würde. Zudem zeige die aktuelle Situation, in der sich Babysitter und
Eltern oft unabsichtlich in der Illegalität befinden, dass die betreffenden Regeln
schikanös seien. Im Januar gab die SGK des Nationalrates der Initiative Folge. Nachdem
die ständerätliche Schwesterkommission dem Entscheid ihre Zustimmung einstimmig
versagt hatte, gelangte der Vorstoss in der Herbstsession in den Nationalrat. Eine
Kommissionsminderheit Schenker (sp, BS) beantragte, keine Folge zu geben, während
die Mehrheit bei ihrem positiven Votum blieb. Die Initiantin führte aus, seit Anfang Jahr
müssten Hausdienstarbeiten, welche von Personen unter 25 Jahren und bis zu einem
Jahreslohn von CHF 750 ausgeführt würden, nicht mehr bei der AHV gemeldet werden.
Diese Geste löse jedoch das Problem nicht, welches insbesondere für Babysittingjobs
bestehe. Der Vorstoss befasse sich bewusst nur mit dieser Tätigkeit, da Babysitting im
Gegensatz zu Reinigungsarbeiten nicht als Vollzeitbeschäftigung mit mehreren
Arbeitgebern ausgeführt werde und damit auch bei einer Erhöhung der
Lohnobergrenze keine Missbrauchsgefahr bestehe. Die ablehnende
Kommissionsminderheit kritisierte, im Initiativtext sei weder eine Altersgrenze für die
Babysitter enthalten, noch gehe hervor, ob die CHF 3'000 als Gesamtlohn oder als Lohn
pro Arbeitgeber zu verstehen seien. Auch die Definition von Babysitting sei nicht klar,
z.B. im Fall, dass die beschäftigte Person nebenbei noch Hausarbeiten erledige. Von
dieser Argumentation unbeeindruckt gab die grosse Kammer der parlamentarischen
Initiative mit 104 zu 74 Stimmen bei 5 Enthaltungen Folge. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.09.2015
FLAVIA CARONI

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Nachdem die WAK-NR ihren Entwurf zur Überführung der Anstossfinanzierung der
ausserfamiliären Kinderbetreuung in eine zeitgemässe Lösung beschlossen hatte, nahm
der Bundesrat dazu Stellung. Dieser stellte sich gänzlich ablehnend zu einem
Bundesbeitrag zur Senkung der Betreuungskosten der Eltern. Ebenfalls stellte er sich
gegen die im Entwurf vorgesehenen Programmvereinbarungen, gemäss welchen der
Bund die Hälfte der Kosten zur Weiterentwicklung des familienergänzenden
Betreuungsangebots und der frühkindlichen Förderung zu tragen hätte. Als Gründe für
seine Haltung gab der Bundesrat an, dass die ausserfamiliäre Kinderbetreuung «in der
Kompetenz der Kantone und auch in der Verantwortlichkeit der Arbeitgeber» liege und
die angespannte Lage der Bundesfinanzen ein solches Engagement nicht zuliesse, ohne
dass an einer anderen bedeutenden Stelle gespart werden müsse. Für den Fall, dass das
Parlament doch Eintreten auf die Vorlage beschliessen sollte, gab der Bundesrat
bekannt, welche Änderungsanträge er unterstützen würde. So sprach er sich für eine
maximale Höhe der Bundesbeteiligung von 10 Prozent der Kinderbetreuungskosten aus
– unter gleichzeitiger Beteiligung der Kantone an deren Finanzierung. Eine 10-Prozent-
Beteiligung würde Ausgaben für den Bund von CHF 360 Mio. mit sich bringen, welche
teilweise über eine Senkung des Kantonsanteils an der direkten Bundessteuer um 0.7
Prozentpunkte kompensiert werden könnten. Mit den so generierten Mehreinnahmen
bei der direkten Bundessteuer von CHF 200 Mio. würde sich die finanzielle
Zusatzbelastung des Bundes auf CHF 160 Mio. reduzieren. Darüber hinaus machte sich
die Exekutive für weitere Anpassungen am Entwurf stark: So soll der Bundesbeitrag
lediglich bis zum Ende der Primarstufe entrichtet werden und zwar nur in denjenigen
Fällen, in denen die familienexterne Betreuung aufgrund Erwerbstätigkeit oder
laufender Ausbildung der Eltern in Anspruch genommen wird. 

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.03.2023
MARLÈNE GERBER
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Auch innerhalb der Kommission fanden sich etliche Stimmen, die mit dem in der
Kommission ausgearbeiteten Entwurf nicht einverstanden waren. So hatte sich der
Nationalrat in der Frühjahrssession 2023 zuerst mit einem Ordnungsantrag von Beat
Walti (fdp, ZH) auseinanderzusetzen. Walti beantragte, die Behandlung des Geschäfts
bis nach der Abstimmung über die OECD-Mindeststeuer vom 18. Juni 2023 zu vertagen.
Walti vertrat die Ansicht, dass die finanziell angespannte Lage des Bundeshaushalts
keine Ausgaben in dieser Höhe zuliessen. Zudem warnte der Freisinnige davor, «das Fell
[zu verteilen], bevor der Bär erlegt ist». So seien die zusätzlichen Einnahmen durch die
OECD-Mindeststeuer, die die Kommissionsmehrheit wohl zur Finanzierung der
Kinderbetreuungskosten verwenden wolle, aufgrund der anstehenden
Volksabstimmungen noch nicht gesichert.  Der Ordnungsantrag Walti fand indes nur
Unterstützung in den geschlossen stimmenden Fraktionen der FDP und SVP, während
ihn die restlichen Fraktionen ebenso geschlossen ablehnten. So scheiterte der
Ordnungsantrag mit 79 zu 111 Stimmen (4 Enthaltungen). 

In der darauf folgenden Eintretensdebatte hatte sich der Nationalrat gleich mit drei
Minderheitsanträgen auseinanderzusetzen. Eine durch Nadja Umbricht Pieren (svp, BE)
vertretene Kommissionsminderheit bestehend aus SVP-Vertretenden forderte, nicht
auf das Bundesgesetz einzutreten. Eine weitere, durch FDP-Vertretende ergänzte und
durch Christian Wasserfallen (fdp, BE) vertretene Minderheit richtete sich explizit
gegen die durch den Bund einzugehenden Programmvereinbarungen und stellte den
Antrag, nur auf den entsprechenden Bundesbeschluss 2 nicht einzutreten. Sie nahm
damit auch den Antrag der FK-NR auf, die zum Entwurf Stellung genommen hatte. Nicht
zuletzt verlangte eine aus SVP-Vertretenden zusammengesetzte und von Diana Gutjahr
(svp, TG) angeführte Kommissionsminderheit die Rückweisung des Geschäfts an die
Kommission, damit eine neue Vorlage erarbeitet werden könne, die für alle Eltern, die
für die Kinderbetreuung bezahlen, eine finanzielle Entlastung vorsieht. Stein des
Anstosses für die Minderheit war, dass die Vorlage lediglich Vergünstigungen für
Betreuungskosten für Kindertagesstätten, Tagesschulen oder staatlich anerkannte
Tagesfamilien, also lediglich für die «rein externe[] und staatlich anerkannte[]
Kinderbetreuung» (Gutjahr), nicht aber für andere Betreuungstypen, etwa für die
Kinderbetreuung durch Nannys und Au-pairs oder durch Verwandte, Bekannte und
Nachbarn vorsah. Mit 124 zu 59 Stimmen (bei 13 Enthaltungen) beschloss der Nationalrat
schliesslich, entgegen dem Willen der Minderheit Umbricht Pieren auf die Vorlage
einzutreten. Zu der geschlossen gegen Eintreten votierenden SVP-Fraktion gesellte sich
eine aus sechs männlichen Nationalräten bestehende Minderheit der Mitte-Fraktion,
die den Nichteintretensantrag unterstützte. Zudem enthielten sich 11 Mitglieder der
FDP.Liberalen-Fraktion der Stimme. Auch der Rückweisungsantrag Gutjahr konnte
kaum über die Parteigrenze hinaus mobilisieren und wurde mit 129 zu 61 Stimmen (6
Enthaltungen) abgelehnt. Auch der Minderheitsantrag Wasserfallen, gemäss dem nicht
auf die Programmvereinbarungen eingetreten werden sollte, scheiterte; die 87
unterstützenden Stimmen aus den Fraktionen der FDP, SVP sowie von einer Minderheit
der Mitte-Fraktion reichten gegen die 103 Stimmen ablehnenden Stimmen nicht aus.

Auch in der Detailberatung lagen zahlreiche Minderheitsanträge vor – häufig mehrere
zu demselben Paragrafen und in den meisten Fällen angeführt durch FDP- oder SVP-
Kommissionsmitglieder. In den zwei zentralen Punkten setzte sich indes die
Kommissionsmehrheit durch, so namentlich bei der Höhe der Bundesbeiträge. Hier
obsiegte die Kommissionsmehrheit, welche den Bund zu maximal 20 Prozent an den
Betreuungskosten der Eltern beteiligen wollte, gegen eine Minderheit I Gutjahr (maximal
10%), eine Minderheit II Wasserfallen (genau 15%) und eine Minderheit III Umbricht
Pieren (genau 10%). Erfolglos blieb auch eine weitere, durch Diana Gutjahr angeführte
Minderheit, die den Verpflichtungskredit für die Programmvereinbarungen mit den
Kantonen zur Weiterentwicklung ihres Betreuungsangebots oder der Politik der frühen
Kindheit halbieren wollte (von CHF 224 Mio. auf CHF 112 Mio.). 
Durchsetzen konnte sich die Kommissionsminderheit in Form einer Minderheit de
Montmollin (fdp, GE), die – ebenso wie der Bundesrat – forderte, dass die Regierung
einen gewissen kumulierten Mindestbeschäftigungsgrad der Eltern festlegen kann, ab
welchem der Anspruch auf Kostenbeteiligung durch den Bund besteht. Hier gesellte
sich eine beinahe geschlossen stimmende GLP-Fraktion zu den Fraktionen der SVP, FDP
und einer Minderheit der Mitte-Fraktion. Zudem setzte sich im Rat die Ansicht des
Bundesrates durch, dass die Kostenbeteiligung lediglich bis zum Ende der Primarstufe
erfolgen soll. Diese Ansicht teilte unterdessen auch die Kommissionsmehrheit, die sich
im Nationalrat nicht zuletzt auch gegen eine Minderheit Prezioso (egsols, GE)
durchsetzte, die – dem ursprünglichen Entwurf der Kommissionsmehrheit folgend –
eine Kostenbeteiligung bis zum Ende der obligatorischen Schulzeit forderte. Zudem
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sprach sich der Nationalrat einer Minderheit Nantermod (fdp, VS) folgend gegen einen
Antrag der Kommissionsmehrheit aus, gemäss welchem die Einnahmen aus der OECD-
Mindeststeuer in erster Linie zur Finanzierung des Bundesbeitrags für die
familienexterne Kinderbetreuung eingesetzt werden sollen. Gleichzeitig lehnte der
Nationalrat hingegen einen Minderheitsantrag ab, der gemäss Stellungnahme des
Bundesrates den Kantonsanteil an den Bundessteuern zur Gegenfinanzierung um 0.7
Prozentpunkte hatte senken wollen. Somit blieb die Frage der (Gegen-)Finanzierung
nach der nationalrätlichen Debatte gänzlich offen. 

Nach etlichen Stunden Debatte verabschiedete der Nationalrat in der
Gesamtabstimmung den Entwurf zum Bundesgesetz über die Unterstützung der
familienergänzenden Kinderbetreuung und der Kantone in ihrer Politik der frühen
Förderung von Kindern (UKibeG) mit 107 zu 79 Stimmen (5 Enthaltungen) sowie den
Bundesbeschluss 2 zu den Programmvereinbarungen mit 104 zu 84 Stimmen (5
Enthaltungen) zuhanden des Ständerates. 2

1) AB NR, 2015, S. 1347_164.1_20150907; TA, 8.9.15
2) AB NR, 2023, S. 105 ff.; AB NR, 2023, S. 78 f.; AB NR, 2023, S. 84 ff.; AB NR, 2023, S. 96 ff.; BBl, 2023 595; BBl, 2023 596;
BBl, 2023 597; BBl, 2023 598; Medienmitteilung BR, EDI, BSV vom 15.2.23
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